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E n t s c h 1 i e 8 u n 9 

des Nationalrates vom 27. April 1995 

betreffend kernkraftwerkfreies Mitteleuropa 

Die Bundesregierung wird ersucht. auch als Mitglied in der EU ihre aktive Politik der Ablehnung 
der Kernenergie fortzusetzen und dabei mit den heute schon Kernenergie-kritischen bzw. -ablehnenden 
Staaten Europas zusammenzuarbeiten. 

Die Bundesregierung wird ersucht, auch weiterhin Aktivitäten zur Reduktion des Gefährdungspo
tentials grenznaher kerntechnischer Anlagen zu setzen und energiewirtschaftliche Kooperationen und 
Unterstützungen für die Reformstaaten Zentral- und Osteuropas sowie der GUS-Staaten anzubieten. um 
dazu beizutragen, die Voraussetzungen für einen Verzicht auf die Nutzung der Kernenergie in diesen 
Ländern zu schaffen. 

Die Bundesregierung wird ersucht, zu diesem Zweck wie bisher die erforderliche Unterstützung und 
die technische Kooperation anzubieten, welche die Stillegung von Atomkraftwerken und damit den 
Übergang auf umweltschonende, neue Energietechniken möglich macht. 

Die Bundesregierung wird ersucht. alle Möglichkeiten in Verfahren auf Grund bilateraler oder inter
nationaler Vereinbarungen zur Darlegung des österreichischen Standpunktes sowie im Interesse grenz
überschreitender Sicherheitsvorkehrungen zu nützen. 

Die Bundesregierung wird ersucht, sich dahin gehend einzusetzen. daß alle diesbezüglich relevanten 
Institutionen der Europäischen Union eine negative Position zur geplanten Kreditvergabe für die Fertig
stellung des Kernkraftwerkes Mochovce einnehmen. Die Bundesregierung wird weiters ersucht, auf die 
Finanzierungsinstitutionen der Europäischen Union einzuwirken. damit die Europäische Union nach dem 
Vorbild und entsprechend den Analysen der Weltbank aus prinzipiellen Erwägungen in Zukunft keine 
Kredite für den Ausbau der Kernenergie in Mittel- und Osteuropa gewähren möge. 

Die Bundesregierung wird ersucht. nachdrücklich alle Initiativen zur Stärkung der IAEO als ein 
wirksames Instrument zur Kontrolle der Sicherheit von Kernkraftwerken und der Nichtverbreitung von 
Kernmaterialien voranzutreiben und zu unterstützen und sich gleichzeitig zu bemühen. die Zielsetzungen 
der IAEO und von EURATOM dahin gehend zu ändern. daß die Förderung der Kernenergie unterbleibt. 
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